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Bernd Zymek

Der verdeckte Strukturwandel im höheren Knabenschulwesen

Preußens zwischen 1920 und 1940

Die historische Forschung und die Schulgeschichtsschreibung haben sich bisher bei der

Analyse des Strukturwandels im höheren Schulwesen während der 1920er und 1930er

Jahre auf die Diskussionen und Beschlüsse im Umfeld der sog. „preußischen Schulreform"

von 1924 und die nationalsozialistische Reform von 1937 konzentriert. Der Schulstruktur¬

wandel erscheint in dieser Perspektive als Ergebnis bildungstheoretischer Reflexion und

bildungspolitischer Weichenstellungen auf Regierungsebene. Tatsächlich aber zeigt eine

detaillierte Analyse der strukturellen und quantitativen Entwicklung des preußischen
höheren Schulwesens während dieser Jahre einen permanenten Wandel hinter der Fassade

der amtlichen Selbstdarstellung und der offiziellen Schultypenstruktur. Vor diesem

Hintergrund erhalten die genannten Reformen einen neuen Stellenwert.

1. Die Auflösung der traditionellen Schultypenstruktur und der Bedeutungszuwachs des

Reformschulwesens

In der Denkschrift von 1924 zur Begründung der „Neuordnung des preußischen höheren

Schulwesens" grenzte das preußische Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volks¬

bildung seine Politik von den Forderungen nach einem gemeinsamen Unterbau aller Schul¬

typen und nach einer „elastischen Einheitsschule" im höheren Schulwesen ab. Nach Auf¬

fassung des Ministeriums und der damals verantwortlichen national-liberalen Politiker

konnte und sollte „die preußische Schulreform nur in der Kontinuität ihrer bisherigen

Entwicklung erfolgen" (Denkschrift S. 4). Dies verbiete einen so weitreichenden Eingriff
in traditionsreiche Schulformen, denn—so die Denkschrift— „die geschichtlichen Schulfor¬

men sind in Preußen keine Zufallsgebilde, sondern sie sind organisch aus Bildungsideen
erwachsen und wurzeln ganz tief in dem gewachsenen Erdreich der deutschen Geistesge¬
schichte" (ebd., S. 13). Die verschiedenen Typen im höheren Schulwesen entsprechen in

der Denkschrifi verschiedenen „Quellbezirken" der deutschen Kultur: Das Gymnasium
sei den „Bildungsmächten" Antike und Christentum verpflichtet, das Realgymnasium
dem „modernen Europäismus", insbesondere der Kultur der europäischen Konkurrenten

Frankreich und England, und die Oberrealschule dem modernen „naturwissenschaftlich¬

mathematischen Lebensgebiet". Die neue Deutsche Oberschule ist in diesem Verständnis

und in diesem Begründungszusammenhang die Durchsetzung einer mächtigen „natio¬

nalen Zeitströmung" als eines neuen Typs im höheren Schulwesen und die längst über¬

fällige Anerkennung der deutschen Kultur als eines gleichberechtigten „Quellbezirks"

der deutschen Bildungsarbeit (ebd., S. 39ff.; vgl. auch Richert 1923). Tatsächlich aber

hatte diese Schultheorie nichts mit der Wirklichkeit des preußischen Schulwesens zu tun.

Die Deutschen Oberschulen waren offiziell die bedeutsamste schulstrukturelle Neuerung
im preußischen höheren Schulwesen während dieser Jahre. Allerdings war auch dieser

Teil der Reform nicht etwa die Etablierung eines neuen Typs höherer Schule aus bildungs-

Z.f.Pad., 27. Jg. 1981, Nr. 2



272 Bernd Zymek

theoretischen Überlegungen, sondern die seit Jahren eingeleitete Integration der alten

Institutionen der Volksschullehrerausbildung in das System des höheren Schulwesens.

Dieser Prozeß wurde seit Kriegsende energisch vorangetrieben. Schon im Sommer 1919

verhandelte der Unterrichtsausschuß der verfassunggebenden preußischen Landesver¬

sammlung über eine Reform der Volksschullehrerbildung. In diesen Beratungen kristalli¬

sierte sich das spätere Kernstück der Reform heraus: Statt Präparandenanstalten und

Lehrerseminare sollten die künftigen VolksschuUehrer eine „neu zu errichtende Schule

auf ausgesprochen deutscher Grundlage, die sich auf die Volksschule aufbaut", besuchen.

Ihre weitere Ausbildung sollte auf „besonderen pädagogischen Hochschulen oder auf den

bestehenden Hochschulen" erfolgen. Dieses Konzept wurde von allen Parteien der ver¬

fassunggebenden Versammlung getragen. Nach ihrem Willen sollte schon 1920 mit dem

Aufbau des neuen höheren Schultyps begonnen werden. Auch in der Nationalversamm¬

lung wurde der Artikel 143, 2 der Reichsverfassung: „Die Lehrerbildung ist nach den

Grundsätzen, die für die höhere Bildung allgemein gelten, für das Reich einheitlich zu

regeln", in den Verhandlungen ohne den Widerspruch irgendeiner Seite angenommen
- allerdings erst, nachdem geklärt worden war, daß dieser Satz die Frage der Konfessiona-

lität der zukünftigen Lehrerbildung nicht berühre. Als im folgenden die Konsequenzen
der Reform für das Gesamtsystem des höheren Schulwesens und die Frage der Konfessio-

nalität der zukünftigen Lehrerbildung diskutiert wurden, brachen die parteipolitischen
Gegensätze auf. Bei dem Versuch, eine reichseinheitliche Regelung und Anerkennung
der Deutschen Oberschulen zu erreichen und vor allem die finanziellen Folgen der Reform

zwischen den Gemeinden, die bisher meist Träger der Präparandenanstalten waren, den

Ländern und dem Reich zu klären, blieb das Reformwerk zunächst stecken. Als in dieser

verfahrenen Lage einige Länder unabhängig voneinander begannen, die alte seminaristi¬

sche Lehrerbildung abzubauen, wartete auch Preußen nicht mehr auf die reichseinheitliche

Lösung und richtete Ostern 1922 an 50 preußischen Lehrerseminaren neue Aufbauklassen
ein. Sie waren der Grundstock des neuen Typs höherer Schule (Müller 1977, S. 170ff.).

In den Ubergangsstundentafeln vom 13. März 1924 (Zentralblatt 1924, Nr. 167, S. 122ff.) und dann

den endgültigen Stundentafeln vom 31. Oktober 1924 (Zentralblatt 1924, Nr. 392, S. 285 ff.) erscheint
der neue Schultyp und das offizielle Typensystem des höheren Knabenschulwesens mit folgender
Struktur: Neben die schon bisher bestehenden Typen höherer Knabenschulen - Gymnasium, Real¬

gymnasium und Oberrealschule — tritt nun ein neuer Typ: die Deutsche Oberschule. Zu den grund¬
ständigen neunjährigen Vollanstalten und den Progymnasien, Prorealgymnasien und Realschulen mit

sechsjähriger Kursdauer tritt nun auch eine höhere Schule in Aufbauform, d. h. eine höhere Schule,
die auf die siebente Klasse der Volksschule aufbaut und in einem sechsjährigen Kurs zum Abitur führt.

Am 7. 10.1924 beschloß das preußische Staatsministerium, zum Beginn des Schuljahrs Ostern 1925

einen Teil der 1922 versuchsweise eingerichteten Aufbauklassen nun als „öffentliche höhere Lehr¬

anstalten in Aufbauform in der Entwicklung" anzuerkennen und gleichzeitig die alten Lehrerseminare

zu schließen (Zentralblatt 1925, Nr. 62, S. 43ff.). Die neuen Aufbauschulen sollten nach dem Lehr¬

plan der Deutschen Oberschule oder der Oberrealschule unterrichten. Allerdings konnte es die

Deutsche Oberschule nicht nur in Aufbauform, sondern auch als grundständige neunjährige Anstalt

geben.

Diese offizielle Schultypenstruktur gibt aber kein Bild von der tatsächlichen Vielfalt im

höheren Knabenschulwesen vor und nach der Reform und den Entwicklungstendenzen
während dieser Jahre:

(1) In dem allerhöchsten Erlaß vom 26.11.1900, der als Ergebnis der Schulkonferenz von

1900 die bis in die 20er Jahre offiziell gültige Schultypenstruktur im höheren Knaben-
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Schulwesen festlegte, wurde die Ende des 19. Jahrhunderts lebhaft diskutierte Forderung
nach einem gemeimamen Unterbau aller Typen von höheren Schulen (Messer 1901,

S. 131 ff.) grundsätzlich verworfen und dagegen die Grundständigkeit der verschiedenen

Typen betont, aber Versuche mit Reformschulsystemen wohlwollend zugelassen (Zentral¬
blatt 1901, Nr. 183, S. 843 ff.). Der zunächst noch kleine Kreis von Reformschulen (Frank¬
furter und Altonaer System), die eine vom amtlichen Lehrplan abweichende Regelung der

typencharakterisierenden Sprachenfolge beantragten und genehmigt bekamen, nahm seit

der Jahrhundertwende, verstärkt noch nach dem Krieg, zu (Viereck 1902; Hoffschulte

1908; Schroer 1914). Das heißt, eine wachsende Zahl von Gymnasien und Realgym¬

nasien, für die nach dem offiziellen Lehrplan in der Sexta (VI) Lateinunterricht vorge¬

sehen war, begann statt dessen mit einer modernen Fremdsprache. Daneben wurde, wie

schon im Verlauf des ganzen 19. Jahrhunderts, eine weitere bedeutsame und umstrittene

Modifikation des Lehrplans der Gymnasien in großem Umfang praktiziert: der sog. Er¬

satzunterrichtfür dm Griechbche. An Orten, in denen ein Gymnasium als einzige höhere

Lehranstalt bestand, genehmigte das Ministerium die Einrichtung von Ersatzunterricht

für das Griechische (meist Englischunterricht) für Schüler, die nicht das Abitur anstrebten,

sondern nur die Einjährigen-Freiwilligen-Berechtigung erwerben wollten (Begemann

1903). Diese Politik der Flexibilität wurde 1924 in der Denkschrift (S. 37) von dem Kultus¬

ministerium ausdrücklich noch einmal bestätigt. Die zeitweilig diskutierte und vereinzelt

praktizierte Konstruktion eines „Enghschen Gymnmiurm"', d. h. eines Gymnasiums, das

Schülern mit englischem Ersatzunterricht für das Griechische die Absolvierung des Ab¬

iturs eröffnete, wurde 1900 und 1924 entschieden abgeblockt (Schnell 1911: Denkschrift
S. 37).

Die statistischen Übersichten im Zentralblatt des Kultusministeriums geben ein Bild von dem Umfang
der amtlich zugelassenen Modifikationen: Demnach unterrichteten 1920 240 Gymnasien nur

nach dem amtlichen Lehrplan, 65 boten Ersatzunterricht an, 19 hatten einen Unterbau nach dem sog.

Frankfurter System. Eine genauere Spezifikation der Gruppe der Gymnasien zeigt den Trend zum

Ersatzunterricht und dem Reformsystem als Antwort auf die Probleme von Gymnasien, die einzige
höhere Lehranstalt an einem Ort waren: 164 dieser Anstalten unterrichteten nach dem offiziellen

Gymnasiallehrplan, 59 boten Ersatzunterricht für das Griechische an, 11 hatten einen Reformunter-

bau. Innerhalb der Gruppe der Realgymnasien zeigt sich die Tendenz weg vom offiziellen Lehrplan
noch deutlicher: 112 Anstalten, die nach dem offiziellen Lehrplan unterrichteten, standen 1920

schon 89 Anstalten gegenüber, die nicht mit Latein, sondern einer modernen Fremdsprache begannen
(Zentralblatt 1920, S. 81 ff.).

(2) Der beherrschende Trend des Strukturwandels innerhalb des Spektrums der höheren

Knabenschulen seit der Jahrhundertwende, der sich in diesen Zahlen zum Teil schon an¬

deutet und in den 20er Jahren verstärkt fortsetzte, war (a) die Expansion der Realgym¬
nasien mit Reformlehrplan und (b) der zunächst anteilige, dann sogar absolute Schrump¬

fungsprozeß der Gruppe der Gymnasien. Die amtliche und halbamtliche Schulstatistik

dieser Jahre zeichnet ein eindrückliches Bild dieser Entwicklung und die Ausdifferenzie¬

rung einer quasi halboffiziellen Typenstruktur im preußischen höheren Knabenschul¬

wesen:

1921 standen 305 Gymnasien und 21 Reformgymnasien (VI moderne Fremdsprache, U IUI Latein,
UII Griechisch), schon 241 Realgymnasien gegenüber (Hauptanstalten und angeschlossene Anstal¬

ten zusammengezählt). Von den Realgymnasien unterrichtete zu diesem Zeitpunkt aber schon fast

die Hälfte nach dem Reformlehrplan, d. h. in VI statt Latein eine moderne Fremdsprache (Real¬

gymnasien: 92 selbständige Anstalten, 41 angeschlossene; Reformrealgymnasien: 94 selbständige,
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14 angeschlossene). Dieser Trend zu dem Typ des Reformrealgymnasiums vollzog sich nicht etwa

nur in der Form von Umwandlungen von Realgymnasien, der größte Teil der Reformrealgymnasien
wurde gleich mit dieser Lehrplanform gegründet (Preußische Schulstatistik 1921, S. 47 ff.). Mitte der

20erJahre trat neben diese
„Reformrealgymnasien ältererArt" derTypus des „Reformrealgymnasiums

neuerer Art", d. h. Realgymnasien, die erst von U II an Latein unterrichteten (Preußische Schul¬

statistik 1926, S. 39*; vgl. auch Zentralblatt 1925, Nr. 137, S. 113ff.). Die Attraktivität der Reform¬

typen bei Schulneugründungen und die zunehmende Tendenz, ehemals mit Latein beginnende An¬

stalten in Reformanstalten umzuwandeln, wurde von den Philologen aufmerksam verfolgt. Nach

ihren eigenen Berechnungen begannen schon 1923 nur noch 42,2% der höheren Knabenschulen mit

Latein. Bei den Vollanstalten waren es zu diesem Zeitpunkt immerhin noch 53,1% (Simon 1924,
S. 37 ff.). Die in diesem Zusammenhang Anfang der 20er Jahre geäußerte Befürchtung, die mit Latein

beginnenden Anstalten könnten eine Minderheit werden, entsprach Anfang der 30er Jahre der Reali¬

tät: 1931 gab es nur noch 249 Gymnasien, 14 Reformgymnasien, nur noch 108 Realgymnasien, die

mit Latein begannen (zum Teil als an Gymnasien angeschlossene Anstalten!), aber 69 Reformreal¬

gymnasien älterer Art und 132 Reformrealgymnasien neuerer Art (zusätzlich 41 in Entwicklung zu

dieser Schulform!), 196 Oberrealschulen, 7 grundständige Deutsche Oberschulen und 90 Aufbau¬

schulen (Jahrbuch für das höhere Schulwesen 1931, S. 10f.).

Der schrumpfenden Gruppe von Gymnasien und Realgymnasien, die mit Latein in VI

begannen, stand also zu Beginn der 30er Jahre die quantitativ an Bedeutung zunehmende

Gruppe von Reformrealgymnasien, Oberrealschulen und Deutschen Oberschulen gegen¬

über, die mit einer modernen Fremdsprache begannen, damit also — wie in der Denkschrift
(S. 38) hervorgehoben wurde - einen gemeinsamen Unterbau hatten. Diese Gemeinsam¬

keit konnte aber nicht zu erleichterten Übergangsmöglichkeiten zwischen den verschie¬

denen Typen des höheren Schulwesens führen, wie im Zusammenhang der Diskussionen

um die Vorteile des gemeinsamen Unterbaus der höheren Schulen immer argumentiert
worden war, da Anfang der 20er Jahre auch die traditionellen Angebotsstrukturen des

modernen Fremdsprachenunterrichts aufgelöst wurden. In einem Erlaß vom 10. 2.1923

hatte das Ministerium den Schulen freigestellt, Französisch oder Englisch als erste Fremd¬

sprache anzubieten (Zentralblatt 1923, Nr. 102, S. 88). Während traditionell das Franzö¬

sische erste moderne Fremdsprache an den preußischen höheren Schulen war, vollzog sich

im Verlauf der 20er Jahre auch hier ein Wandel, und zwar zugunsten des Englischen (vgl.
Philologen-Jahrbuch 1925, LII).

(3) Diese Prozesse waren kein bildungs- oder schultheoretisch motivierter Trend weg von

den klassischen und hin zu den modernen Sprachen, speziell dem Enghschen. Er resul¬

tierte aus der praktischen Unvereinbarkeit des Ende des 19. Jahrhunderts durchgesetzten
starren Systems grundständiger Schultypen mit den speziellen Bedingungen und Bedürf¬

nissen konkreter Gemeinden und Regionen. Nur in wenigen Großstädten war aufgrund
des Schülerpotentials und der kommunalen Finanzkraft ein Angebot des ganzen Schul¬

typenspektrums möglich. Für die meisten kleineren Städte war andererseits das sehr spezi¬
fische Angebot nur eines Schultyps im Hinblick auf den lokalen Adressatenkreis proble¬
matisch. So neigten vor allem die kleineren und mittleren Städte dazu, ihren höheren

Schulen eine Struktur zu geben, die eine für die Aufrechterhaltung der Schule ausreichend

breite Schülerschaft mit unterschiedlichen Bildungsaspirationen ansprach. Aus diesen

Gründen hatten die Gymnasien im 19. Jahrhundert lange eine relativ offene multifunk¬

tionale Struktur aufgewiesen. Aus diesen Gründen war das Ministerium bei Gymnasien als

einziger höheren Schule am Ort auch nach der Etablierung des Systems grundständiger
Schultypen Ende des 19. Jahrhunderts mit Modifikationen am amtlichen Lehrplan des

Gymnasiums flexibel den örtlichen Bedürfnissen entgegengekommen. Das Gymnasium
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konnte und sollte aber im 20. Jahrhundert nicht mehr als multifunktionaler Schultyp fun¬

gieren. Diese Rolle übernahm nun sukzessive das Realgymnasium mit seinen Reform¬

varianten — wenn auch in verändertem Systemzusammenhang.

(4) Bei dem lokalen Bemühen um die Sicherung eines ausreichenden Schülerbestandes

war schließlich die Strategie häufig, durch die Konstruktion sog. Doppelanstalten in

einem Schulkomplex das Angebot mehrerer Typen zusammenzufassen. Ein hoher Pro¬

zentsatz der verschiedenen Schultypen, die die Statistiken ausweisen, existierte in Form

einer an einen Haupttyp angeschlossenen Anstalt. Auch diese Politik hatte eine lange
Tradition im 19. Jahrhundert. Am häufigsten waren in den 20er Jahren die Kombinatio¬

nen: Realgymnasium/Reformrealgymnasium und Realschule (1921: 64 Fälle; 1926: 58;

1931: 33), Gymnasium und Realgymnasium (1921: 39; 1926: 60; 1931: 48) sowie Ober¬

realschule und Realgymnasium/Reformrealgymnasium (1921: 8; 1926: 21; 1931: 43).

Die Reformschulbewegung mit dem Ziel, einen gemeinsamen Unterbau der verschiedenen Typen
von höheren Schulen zu schaffen, ist auch in diesem Zusammenhang zu sehen, aber nicht mit dem

Trend zur Errichtung von Doppelanstalten identisch. 1921 hatten von den 208 angeschlossenen
Anstalten 147 auch einen gemeinsamen Unterbau mit der Hauptanstalt. Dabei waren die Kombina¬

tionen Realgymnasium/Reformrealgymnasium und Realschule (51 Fälle) sowie Gymnasium und

Realgymnasium/Reformrealgymnasium (41) am häufigsten. Aber in etwa einem Drittel der Fälle

von Mehrfachanstalten handelte es sich um völlig getrennte, grundständige Schultypen in einem

Schulkomplex (Preussisches Statistisches Landesamt 1921, S. 48). Die Neigung vieler Gemeinden

zur Errichtung solcher Doppelanstalten nahm in der Weimarer Republik immer mehr zu (1911: 95;
1921: 208; 1926: 148; 1931: 248). Dahinter verbarg sich z. T. ein bemerkenswerter Strukturwandel

der Realschule. 1911 gab es von diesem Schultyp 163 selbständige Anstalten und 44 angeschlossene,
1921 aber nur noch 84 selbständige und dagegen 102 angeschlossene Anstalten, 1926 102 selb¬

ständige und 84 angeschlossene Anstalten, 1931 43 selbständige und 51 angeschlossene Anstalten.

Bei diesen Prozessen waren das Interesse der Schulträger an einer Sicherung des Schüler¬

potentials für ihre Schulen, die Aufstiegsambitionen der Schulleiter und das Interesse des

Ministeriums an einer Kontrolle der Expansion des höheren Schulwesens eigentümlich
miteinander verknüpft. Zentral waren dabei die Bestimmungen im Zusammenhang des

Beamten-Diensteinkommensgesetzes von 1920. In der Besoldungsordnung für plan¬

mäßige unmittelbare Staatsbeamte als Anlage 1 zum „Gesetz betreffend die Bereitstellung
zur Diensteinkommensverbesserung" vom 7. Mai 1920 waren besondere Stellen für Ober¬

studienräte (Gruppe 11) und Oberstudiendirektoren (Gruppe 12) als Direktoren bzw.

stellvertretende Direktoren von großen Doppelanstalten vorgesehen (Zentralblatt 1920,

S. 384ff.). In einem bald folgenden ergänzenden Erlaß zur Durchführung des Gesetzes

erklärte das Ministerium, daß es sich vorbehalte, „welche Anstalten als große Doppel¬
anstalten zu gelten haben", und daß „dementsprechend ... alle Direktoren zunächst in

Gruppe 11, alle Studienräte zunächst in Gruppe 10 einzuordnen" seien (Zentralblatt 1920,
Nr. 202, S. 589). Im gleichen Erlaß verpflichtete das Ministerium auch die anderen Schul¬

träger, entsprechend seinen Grundsätzen bei der Einstufung und Besoldung zu verfahren

(S. 59J. ff.). In einem Runderlaß vom 30. 4. 1923 wurde schließlich definiert, daß als

Doppelanstalten im Sinne des Beamtendiensteinkommensgesetzes Anstalten mit min¬

destens 15 Klassen gelten und als solche vom Ministerium anerkannt werden müßten. Im

Zentralblatt wurde in den folgenden Jahren immer wieder die Liste der jeweils neu aner¬

kannten Doppelanstalten veröffentlicht (z. B. Zentralblatt 1922, Nr. 166, S. 144ff.). Der

Versuch des Ministeriums, durch eine solche Konstruktion die Entwicklung des höheren

Schulwesens zu kontrollieren, kollidierte mit der darin enthaltenen Versuchung der Stu-
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dienräte und Direktoren durch einen Ausbau ihrer Schulen sich Aufstiegsstellen zu

schaffen.

(5) Vor dem Hintergrund der geschilderten Aspekte wird verständlich, warum seit dem

Krieg ein ständiger Auf- und Abbau und die Umwandlung von Schulen stattfand. Je nach

Attraktivität und quantitativer Entwicklung der regional angebotenen Schultypen wurden

einzelne Typen und Typenkombinationen aufgebaut, umgewandelt, abgebaut, man ist

versucht zu sagen: „ausprobiert" (vgl. dazu Philologen-Jahrbuch 1924, S. SLVTIff.;

1925, S. XLVTIff.; 1927/28, S. 39; 1928/29, S. 43).

(6) Für viele Zeitgenossen hatte es den Anschein, als werde der Gesamtprozeß der Ent¬

wicklung des höheren Schulwesens von den politischen Verantwortlichen und dem Mini¬

sterium nicht mehr beherrscht und gezielt gesteuert, sondern nur noch hingenommen.
Die sukzessive Aushöhlung und Auflösung der offiziellen Schultypenstruktur war denn

auch Gegenstand offenthcher Kritik: Von einer Reform könne bei diesem Prozeß nicht

mehr die Rede sein, da hinter der Entwicklung kein einheitlicher, absichtsvoller Wille

stehe; die Vergleichbarkeit zwischen den Schulen sei nicht mehr gegeben; ein Schulwechsel

bereite die größten Schwierigkeiten (Löffler 1931, S. 52; Jahrbuch für dm höhere Schul¬

wesen 1931, S. 9). Eine solche Kritik erweckt aber den falschen Eindruck, als sei die Auf¬

lösung der traditionellen Schultypenstruktur im höheren Schulwesen Preußens in diesen

Jahren chaotisch verlaufen. Sie erfolgte, wie die Analyse zeigt, durchaus entsprechend
einer bestimmten Logik und Tendenzlinie, die den politischen und sozialen Absichten des

Ministeriums nicht widersprach. Im Gegenteil: Die Reduzierung des prozentualen und ab¬

soluten Anteils der Gymnasien und der mit Latein beginnenden Realgymnasien, die Modi¬

fizierung und Umwandlung von Gymnasien vor allem in kleineren Städten und ihre Er¬

setzung durch einen neuen Typ von multifunktionaler Schule, vor allem in Form von

Reformrealgymnasien mit oder ohne angeschlossene sechsjährige Anstalten, entsprach

völlig der politischen Linie des preußischen Kultusministeriums. Minister Otto Boelitz

(1925, S. 73ff.) sprach dies in einer erläuternden Schrift zur preußischen Schulpolitik
dieser Jahre deuthch aus: „Es ist nicht nötig, daß die Zahl der Gymnasien so groß bleibt,
wie sie es zur Zeit ist. Etwas weniger Gymnasien alten Stils, in diesen aber stärkeres wissen¬

schaftüches Leben unter den Lehrern, die eine tiefe humanistische Bildung besitzen, und

mit Schülern, die vorher viel sorgsamer ausgesiebt werden, als es leider oft geschieht, das

ist die Forderung, die die Preußische Unterrichtsverwaltung zugleich mit den wärmsten

Verteidigern des humanistischen Gymnasiums erhebt." Die skizzierten Entwicklungen
wurden also von den Politikern und dem Ministerium durchaus nicht als Bedeutungsver¬
lust des Gymnasiums gesehen, sondern im Gegenteil als Aufwertung der kleinen Gruppe
von großen lebensfähigen Gymnasien zu Eliteanstalten und als Abbau der kleineren

Gymnasialanstalten vor allem in Kleinstädten, die nur mit Modifikationen vom amtlichen

Lehrplan und unter Einbezug von Schülern lebensfähig waren, die den gewünschten Elite¬

charakter der grundständigen Gymnasien verwischten (vgl. dazu auch Lorenz 1912). Es

erscheint paradox, entspricht aber der Logik der Entwicklung: Nur indem das Kultus¬

ministerium so flexibel verfuhr und Modifikationen und Reformtypen in großem Umfang
zuließ, konnte es das Grundprinzip und das Kernstück der Ende des 19, Jahrhunderts

durchgesetzten Schultypenstruktur - die Grundständigkeit verschiedener Schultypen und
das Gymnasium - retten und damit auch die sozialen Funktionen der Strukturmerkmale

des Systems bewahren.
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2. Die Re-Etablierung des Gymmxsiums ab Eliteamtalt

Die SelbstdarsteUung der nationalsozialistischen Schulpolitiker knüpfte an die Kritik am

zersplitterten Schulwesen der Weimarer Republik an. In der schulpolitischen Propaganda
und dem kultusministeriellen Sprachgebrauch ging es nach 1933 vor allem um die „Ver¬

einheitlichung" des deutschen Schulwesens. Nach der Machtübernahme behandelten die

nationalsozialistischen Schulpolitiker die weltanschauliche und die schulpolitische Ver¬

einheitlichung zeitlich und strategisch vorrangig.

1936 schritt dann das Ministerium auch zur organisatorischen „Vereinheitlichung des

höheren Schulwesens". In einem ersten Erlaß vom 20. April 1936 unter diesem Titel ord¬

nete Minister Bernhard Rust an, daß, beginnend mit dem Schuljahr 1937, „an sämüichen

höheren Schulen - mit Ausnahme der Gymnasien für Jungen - Englisch die erste Fremd¬

sprache" sein solle. Auch die Gymnasien und Realgymnasien sollten mit Englisch begin¬

nen, „welche die einzigen grundständigen höheren Schulen eines Ortes sind". Und weiter:

„Nur ausnahmsweise dürfen Alleinschulen eines Ortes als Gymnasium bestehen bleiben,

wenn diese Anstalten von besonderer Bedeutung sind und wenn gegen ihre Umwandlung
mit Rücksicht auf eine ehrwürdige Überlieferung begründete Bedenken bestehen". Damit

waren schon die Grundzüge der Reform abgesteckt. Die Unterrichtsverwaltungen der

Länder sollten für ihren Bereich die Umgestaltung einleiten und berichten, welche An¬

stalten „für die neusprachliche Hauptform" und „mit eingehender Begründung welche

Jungenschulen für die altsprachliche Nebenform vorgeschlagen" werden (Deutsche Wb¬

semchaft, Erziehung und Volksbildung [DWEV] 1936, S. 210). Nach Eingang der Berichte

bekräftigte und ergänzte das Ministerium am 28. Dezember des gleichen Jahres noch ein¬

mal die im April genannten Bestimmungen: Gymnasien sollten nur noch dann bestehen

bleiben dürfen, wenn beide in dem ersten Erlaß genannten Bedingungen erfüllt seien.

„Der Wunsch kirchlicher Stellen, eine Schule wegen der Vorbereitung für das Theologie¬

studium als Gymnasium zu behalten, [sei] kein ausreichender Grund, auch wenn ein kon¬

fessionelles Schülerheim mit der Schule verbunden ist." Gymnasien dürften nur dort be¬

stehen bleiben, wo dadurch der Bestand und die Leistungsfähigkeit der Hauptform nicht

beeinträchtigt werde. Neu und bedeutungsvoll war die Regelung, daß die neue Haupt¬

form der höheren Schule das Lateinische als zweite Fremdsprache vorsehen sollte. Eine

Vereinigung von Haupt- und Nebenform an Doppelanstalten unter einer Leitung wurde

„aus inneren Gründen grundsätzUch abgelehnt". Die Umwandlung von Gymnasien in die

neue Hauptform der höheren Schule sei zu genehmigen, die Umwandlung anderer Schul¬

formen in Gymnasien abzulehnen (DWEV 1937, S. 11). Im März 1937 wurden schließlich

genauere Übergangsbestimmungen und Übergangsstundenpläne veröffentlicht (DWEV

1937, Nr. 179, S. 155ff.; vgl. auch DWEV, Nr. 446, S. 401 ff.), erst am 29. Januar 1938

die vollständigen neuen Stundentafeln, sämtliche Bestimmungen und eine Begründung
der Reform (DWEV 1938, S. 46ff.), die dann für alle höheren Schulen mit Beginn des

Schuljahrs 1938/39 in Kraft traten und verbindlich wurden.

Demnach gab es von nun an im Deutschen Reich als Hauptform der höheren Knabenschulen die

„Deutsche Oberschule" (für Jungen), die mit Englisch in der ersten Klasse begann (die alten Bezeich¬

nungen von Sexta aufsteigend bis Oberprima wurden durch die Zählung 1. bis 8. Klasse abgelöst),
Latein von der 3. Klasse an anbot und in der Oberstufe (Klassen 6—8) sich in einen naturwissenschaft¬

lich-mathematischen Zweig und einen sprachlichen Zweig (mit einerweiteren neueren Fremdsprache)
gabelte. Die Gabelungiedeutete aber nur eine Trennung der Schüler in diesen naturwissenschaftlich-
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mathematischen bzw. sprachlichen Fächern, sonst sollten sie weiterhin gemeinsam unterrichtet wer¬

den. Hinzu kamen beim naturwissenschaftlich-mathematischen Zweig Arbeitsgemeinschaften in die¬

sen Unterrichtsgebieten, beim sprachlichen Zweig Arbeitsgemeinschaften in einer weiteren lebenden

Fremdsprache; vorgeschlagen wurden die romanischen Sprachen Französisch, Italienisch und Spa¬
nisch (vgl. S. 47). Als „Sonderform" (nicht mehr „Nebenform", wie noch in den ersten Erlassen!)
der höheren Schule blieb das Gymnasium bestehen, das in der ersten Klasse mit Latein begann, von
der 3. Klasse an Griechisch und von der 5. Klasse an Englisch anbot. Es sah in der Oberstufe keine

Gabelung vor.

In den Erläuterungen der Reform wurde der grundständige Charakter der höheren Schultypen be¬

tont. Ihre gesamte Arbeit sollte „von vornherein auf das Ziel der Reife ausgerichtet werden" (S. 46).
Beibehalten blieb aber der Typ der Aufbauschule, die nach dem Lehrplan der Oberschule von der

3. bis 8. Klasse (3. Klasse Englisch, 5. Klasse Latein), aber ohne Gabelung in der Oberstufe unter¬

richten sollte. „Um für die leistungsfähige ländliche Jugend den Zugang zur höheren Schule in weitem

Rahmen sicherzustellen", wurden auch nicht voll ausgebaute Schulen als „Zubringeschulen" weiter

zugelassen (vgl. auch DWEV 1938, Nr. 395, S. 349).-Noch stärker als zuvor wurde nun die Trennung
von Jungen- und Mädchenschulwesen betont. Der Besuch von Mädchen an Jungenschulen wurde

an stark einschränkende Auflagen gebunden (DWEV 1936, Nr. 122, S. 92).

Diese Reform, die auf den ersten Blick wie eine tiefgreifende Veränderung der traditio¬

nellen Struktur des höheren Knabenschulwesens in Preußen aussieht, zeigt sich vor dem

Hintergrund des verdeckten Schulstrukturwandels während der 20er Jahre als Fortschrei¬

bung und Sanktionierung der Tendenzen der vorausgegangenen Jahre:

(1) Das Gros der Schulen, das bisher in Form von nichtgymnasialen Anstalten (Realgym¬
nasien, Reformrealgymnasien, Oberrealschulen) oder als Gymnasien mit Reformvarian¬

ten oder in kombinierten Systemen (d. h. nicht in reiner Form und als selbständige An¬
stalt nicht lebensfähig) bestand, wurde nun zu Oberschulen. Was bisher unter dem Namen

der alten Schultypen als den offiziellen Lehrplan modifizierende und oft kombinierte

Typensysteme geführt wurde, tatsächlich aber schon bisher integrierte und multifunktio¬

nale lokale Schulsyteme darstelle, wurde nun auch amtlich unter der neuen Bezeichnung
der „Oberschule" zusammengefaßt. Die neue Oberschule sah in Sprachenfolge und Diffe¬

renzierung eine Struktur vor, die die Lehrziele und Abschlüsse der unter ihrem Namen

zusammengefaßten alten Schultypen einlösen konnte. Die Reform wurde, so zeigt die

detaillierte statistische Übersicht des amtlichen „Wegweisers für das höhere Schulwesen"

mit nur wenigen Ausnahmen ziemlich konsequent durchgeführt. Dies lag weniger an der

rigorosen Durchsetzungskraft des diktatorischen Systems. Die Reform konnte vielmehr in

Angriff genommen und so überraschend leicht realisiert werden, weil sie nur wenig an den
tatsächhchen Zuständen änderte. Da es nur an wenigen Orten mit nur einer höheren Schule

Gymnasien ohne Reformvarianten gab (s. o.), mußten nur wenige „reine Gymnasien" in

Oberschulen umgewandelt werden, und in besonders gelagerten Fällen waren ja Aus¬

nahmen möglich.

(2) Die Regelung, künftig Englisch als erste Fremdsprache an allen Oberschulen vorzu¬

schreiben, bedeutete eine Fortschreibungvon Tendenzen der 20er Jahre. Der Versuch von

Minister Adolf Grimme aus dem Jahr 1931, gegen diesen Trend das Französische noch

einmal in die Rolle der Hauptsprache an den höheren Schulen zu drängen, blieb damit

Episode(Zentralblatt 1931. Nr. 417, S. 341 f.). Die Vorschrift, an allen Oberschulen Latein

von der 3. Klasse an als zweite Fremdsprache zu unterrichten, bedeutete dagegen im Ver¬

gleich zu den Lehrplänen der früheren Oberrealschulen und der verschiedenen Reform-
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realgymnasien, die Anfang der 30er Jahre die Mehrzahl der höheren Schulen ausmachten,
eine bemerkenswerte Aufwertung dieser klassischen Sprache.

(3) Die Beibehaltung einer kleineren Zahl von vollausgebauten großen Gymnasien in den

größeren Städten und von traditionsreichen Anstalten dieses Typs machte diese Schul-

form nicht etwa zu einer Schule zweiter Klasse. Das Gymnasium war „Nebenform" nur in

quantitativer Hinsicht, damit aber gleichzeitig aufgewertet als besondere Schulform. Die

Gymnasien waren nun eine kleine Gruppe traditionsreicher großer Anstalten, die sich an

einen bestimmten Adressatenkreis in den Großstädten richteten. Soziologisch gesehen,
war damit das Gymnasium zur Eliteanstalt des städtischen Bürgertums aufgewertet wor¬

den. Daß es dem Ministerium bei der Reform von 1937 nicht etwa um eine Abschaffung
oder Abwertung des Gymnasiums ging, zeigt ein besonderer Erlaß vom 2. Februar 1939,

in dem der „Beunruhigung in Schul- und Elternkreisen" entgegengetreten wurde. Der Mi¬

nister betonte, er „lege Wert darauf zu erklären, daß diese Befürchtung [der Abbau des

Gymnasiums überhaupt sei geplant] unbegründet ist. Das Gymnasium hat als Sonderform

im Rahmen des höheren Schulwesens eine Aufgabe zu erfüllen, die von einer anderen

höheren Schule auf absehbare Zeit nicht zu lösen ist... Deswegen ist die Erhaltung des

Gymnasiums notwendig" (DWEV 1939, S. 81 ff.). Einschneidender als diese - erstaun¬

lich pragmatische, ja konservative — Reform des höheren Schulwesens waren andere Ein¬

griffe der nationalsozialistischen Schulpolitiker in das höhere Schulwesen, die zeigen, daß

die nationalsozialistische Schulpolitik nicht etwa einer einheitlichen schulpoütischen Linie

oder gar einer pädagogischen Konzeption folgte, sondern pragmatisch der Wirtschafts-

und Kriegspolitik nachgeordnet war:

(4) Gleich nach der Machtübernahme standen Maßnahmen zur Drosselung des Zugangs

zu den höheren Schulen und Hochschulen im Vordergrund, die allerdings nur die Fort¬

setzung einer Politik und Propaganda der Entmotivierung und Einschüchterung der Jahre

vor 1933 darstellten und aus diesen Gründen so schnelle und nachhaltige Wirkungen zei¬

tigen konnten (Zymek 1980, S. 264).

(5) Mitte der dreißiger Jahre erfolgte eine radikale Kehrtwendung dieser Poütik: „Die

Durchführung des Vierjahresplanes sowie der Nachwuchsbedarf der Wehrmacht und

akademischer Berufe" (!) erforderten es nun, wie es in einem Erlaß vom 30. November

1936 hieß, die Verkürzung der Schulzeit von insgesamt 13 auf 12 Jahre „schon von Ostern

1937 ab einzuführen". Es wurde ad hoc angeordnet, daß die Unterprimaner dieses Schul¬

jahrs im März 1937 ihre Reifeprüfung ablegen sollten (DWEV 1936, Nr. 643, S. 525). In

den folgenden Jahren bestimmten die Bedürfnisse des Krieges dann immer mehr Zeit¬

punkt und Qualität des Abiturs. 1938 wurden neue Regelungen über die Zulassung zum

Studium ohne Reifezeugnis und Sonderreifeprüfungen erlassen (DWEV 1938, Nr. 419,

S. 365ff.; 1939, Nr. 491, S. 484), 1941 „Sonderlehrgänge und Reifeprüfungen für Kriegs¬

teilnehmer" eingerichtet (DWEV 1941, Nr. 115, S. 79ff.), 1942 war die „vorzeitige Zu¬

erkennung des Reifevermerks" bei Schülern der 8. Klasse zu regeln (DWEV 1942, Nr. 111,

S. 79f.).

(6) Der Kriegseinsatz von Schülern und Lehrern der höheren Schulen erforderte schon

bald eine Revision der Reform von 1937, noch ehe sie ganz durchgeführt werden konnte.

1940 veröffentlichte das Ministerium Regelungen betreffend „die Organisation des Unter¬

richts an den höheren Schulen im Kriege", die weiter vereinheitlichte und vereinfachte



280 Bernd Zymek

Stundentafeln sowie den Fortfall der Gabelung der Oberschule vorsahen, um so „ver¬

stärkte Grundlagen für die wehrwichtigen Unterrichtsgebiete der Mathematik und Natur¬

wissenschaft zu gewinnen" (DWEV 1940, Nr. 176, S. 212ff.). Diese Bestimmungen geben

nur einen vagen Hinweis auf die auch offiziell eingestandene Notlage. Tatsächlich dürfte

im Verlauf des Krieges nicht nur die Reform von 1937 nie ganz durchgeführt worden sein,

sondern ein geordneter Unterrichtsbetrieb immer weniger stattgefunden haben.
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